
258 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Bericht 

des Gesundheitsausschusses 

über den Antrag 45/A(E) der Abgeordneten Dr. Alois Pumberger und Genossen 
betreffend Finanzierungschaos im Gesundheits- und Krankenanstaltenwesen unter 

besonderer Berücksichtigung der Entwicklung des KRAZAF 

Die Abgeordneten Dr. Alois Pumberger und Genossen haben den gegenständlichen Entschließungs­
antrag am 22. November 1994 im Nationalrat eingebracht und wie folgt begründet: 

"Die nüchterne Bilanz des Arbeitsübereinkommens der Koalitionsparteien für die vergangene 
XVIII. GP hat eklatante Mängel u. a. bei der Umsetzung einer Strukturverbesserung im Gesundheitswe­
sen, insbesondere auf dem Gebiet der in stärkerem Maße beabsichtigten Zusammenführung von Finanzie­
rung und Kostenkontrolle, bei der Erarbeitung eines österreichweiten Gesundheitsplanes als Grund­
lage für die Ressourcenverteilung im Gesundheitswesen wie z. B. KrankenanstaIten- oder Großgeräte­
plan, zutage gefördert. Die Koalitionsparteien kündigten 1990 ganz konkret eine ,Weiterentwicklung und 
Einführung eines differenzierten, leistungsbezogenen Krankenanstaltenmodells, das an der Diagnose 
orientiert alle wesentlichen Faktoren, wie medizinische Spitzenleistungen, unterschiedliche Versor­
gungsstrukturen usw. berücksichtigt. Dieses Modell dient als Grundlage für die Neuordnung der Finan­
zierung der Krankenanstalten zur Abgeltung der Leistung' an. Die Zukunft der KrankenanstaItenfinanzie­
rung bleibt dennoch trotz den seit Jahren angekündigten Lösungsmodellen bis zum heutigen Tag ein 
Zankapfel zwischen den einzelnen Interessensgruppen, also den Trägern, dem KRAZAF, dem Hauptver­
band der Sozial versicherungsträger sowie Bund, Ländern und Gemeinden, da der Finanzierungsanteil der 
einzelnen Finanzierungspartner unautbörlich wächst. 

In allergrößter Sorge haben sich viele Gemeinden vor dem Hintergrund ständig steigernder Be­
triebsabgänge der Krankenanstalten ihrer Bundesländer mit Resolutionen an das Bundesministerium für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz und an die Parteien gewandt, damit bei der Spitalsfinanzie­
rung dringend eine Lösung gefunden werde, die der finanziellen Leistungsfähigkeit der an der Kosten­
deckung beteiligten Gemeinden und Gemeindeverbände Rechnung getragen werde. Das Beispiel der 
oberästerreichischen Gemeinde Hellmonsödt spricht für sich: der Gemeindeanteil an der Krankenanstal­
tenfinanzierung stieg gegenüber 1993 bereits um 19 %! Darüber hinaus zahlen die öffentliche Hand sowie 
die Sozialversicherung in einen Ausgleichsfonds, den Krankenanstaltenzusammenarbeitsfonds 
(KRAZAF) ein, aus dessen Mittel vorrangig klaffende Budgetlöcher in den einzelnen Spitälern gedeckt 
werden. Das Budget des KRAZAF für 1994 liegt bei 16 Milliarden Schilling, das sind 21 % der gesamten 
Spitalskosten, 1991 lag der Aufwand dafür im Vergleich bei 12,7 Milliarden. Verwendet werden die 
KRAZAF-Mittel im Rahmen von Betriebs-, Investitions- und Strukturverbesserungszuschüssen. Ohne 
KRAZAF müßten diese Mittel aus anderen Quellen beschafft werden bzw. durch höhere Zahlungen der 
Sozialversicherung ausgeglichen werden, was unverzüglich eine Anhebung der Beiträge zur Folge hätte. 
Die KRAZAF-Vereinbarung, ein ewiges Provisorium seit fünfzehn Jahren, läuft mit Ende 1994 aus, und 
die Verantwortlichen stehen bisher erfolglos unter dem Zwang, entweder das bisherige Provisorium zu 
verlängern oder für eine neue Form der Finanzierung zu sorgen. Der Ruf nach mehr Transparenz der 
Kosten im Gesundheitswesen im allgemeinen und der Finanzierungströme des KRAZAF im besonderen 
blieb bisher ungehört. 
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Insgesamt betrachtet stiegen die Spitalskosten jährlich bis 1994 um 10 bis 12%. Im vergangenen Jahr 
kletterten diese inklusive Investitionen auf den Rekordwert von knapp 100 Milliarden Schilling, was 
praktisch einer Verdoppelung seit 19 86 (41,5 Milliarden) entspricht. Die Gesamtausgaben für das Ge­
sundheitsressort weisen sich mittlerweile mit 9,5% am BIP aus. Daher ist die Zeit für eine Lösung des 
Spitalsfinanzierungschaos praktisch abgelaufen. Ansätze zu einer Reform der Spitalsfinanzierung sind 
seit Jahrzehnten in Gang: Bereits 1969 haben Experten der Weltgesundheitsorganisation WHO die Ein­
führung von Normkosten vorgeschlagen und zwar derart, daß die Normkosten den Spitälern keinen An­
reiz geben sollten, den Aufenthalt eines Patienten im Krankenhaus unnötig auszudehnen. Da die seitens 
der Regierungsparteien angekündigten strukturverbessernden Maßnahmen bis heute nicht über ihre An­
sätze hinauswuchsen, neue ärztliche Kooperationsformen noch immer in den Kinderschuhen stecken, eine 
Stärkung des extramuralen Bereiches kaum verhanden ist, setzt sich der Zug der Patienten ins Kranken­
haus ungehindert fort und ein Ende des Anstiegs der Spitalskosten ist nicht abzusehen. Fachleute haben 
errechnet, daß das Spital der teuerste Sektor im Gesundheitswesen ist und daß bei einer geänderten Fi­
nanzierung hin zu ambulanten Behandlungsmöglichkeiten 30 bis 40 % der Spitalspatienten extramural 
behandelt werden könnten. Mehrere Gesundheitsminister der letzten Jahre hatten bisher vergeblich die 
Einführung eines leistungsbezogenen Krankenhausfinanzierungssystems, zuletzt mit Beginn 1. Jänner 
1995, angekündigt. Dies geht davon aus, daß alle Finanzierungspartner nach gleichen leistungsbezogenen 
Kriterien und nicht - wie bisher - nach Tagsätzen bezahlen, daß eine kürzere Verweildauer erreicht wird, 
Mehrfachbefunde vermieden werden und Überkapazitäten abgebaut werden. Was als Ausweg aus dem 
Spitalsfinanzierungschaos gedacht war, scheint am Widerstand der Finanzreferenten der Bundesländer, 
die ebenso als Erhalter an der Abdeckung der Spitalsdefizite aus ihrem eigenen Budget beteiligt sind, zu 
scheitern. Eine politische Entscheidung zur Bewältigung des Spitalsfinanzierungskollaps erscheint drin­
gend notwendig." 

Der Gesundheitsausschuß hat den vorliegenden Entschließungsantrag in seiner Sitzung am 14. Juni 
1995 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten Dr. Günther L e  i n  e r, 
Mag. Walter G u g  g e n  b e r g e r, Klara M o t t e r, Mag. Gabriela M os er sowie der Obmann des Ausschus­
ses Dr. Alois P u  m b e r g  e r und die Bundesministerin für Gesundheit und Konsumentenschutz Dr. Chri­
sta K r  a m  m e  r. 

Bei der Abstimmung fand der im Antrag 45 A/(E) enthaltene Entschließungsantrag nicht die Zu­
stimmung der Ausschußmehrheit. 

Der Gesundheitsausschuß stellt somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle diesen Bericht zur Kennt­
nis nehmen. 

Wien, 19950614 

Heidemaria Onodi 

Berichterstatteri n 

Dr. Alois Pumberger 

Obmann 
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